 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/5100597/2024

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter ***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf.***,
vertreten durch ***V *** (iber die Beschwerde vom 5. Juni 2024 gegen den Bescheid des
Finanzamtes Osterreich vom 3. Mai 2024, Ordnungsbegriff: ***0OB***, betreffend erhéhte
Familienbeihilfe nach Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung zu Recht erkannt:

I. Der angefochtene Bescheid wird - soweit er die Zeitradume Februar 2023 bis Mai 2023
umfasst - gemaR § 279 BAO aufgehoben und die Beschwerde wird hinsichtlich der vom
angefochtenen Bescheid umfassten Zeitrdume Oktober 2019 bis Janner 2023 gemals § 279 BAO
als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Mit dem angefochtenen Bescheid vom 3. Mai 2024 wies das Finanzamt den Antrag der
Beschwerdefiihrerin (Bf.) vom 25. April 2024 auf Zuerkennung der erhéhten Familienbeihilfe
hinsichtlich der Zeitraume Oktober 2019 bis Mai 2023 ab, weil das Sozialministeriumsservice
bei ihrem am ***2019 geborenen Sohn ***K.*** erst ab Juni 2023 eine erhebliche
Behinderung im Sinne des § 8 Abs. 5 Familienlastenausgleichsgesetz 1967 (FLAG 1967) von
50 v. H. festgestellt habe.

Dagegen richtet sich die iber FinanzOnline eingebrachte Beschwerde vom 5. Juni 2024, in der
zur Begriindung im Wesentlichen vorgebracht wurde, dass der Sohn der Bf. an kongenitaler
Myopathie im Rahmen eines RYRI-Syndroms leide. Dabei handle es sich um eine genetische
Grunderkrankung (Veranderung im RYRI-Gen) und somit um eine seit Geburt bestehende
umfassende Einschrankung der motorischen Fahigkeiten. Dennoch habe die belangte Behorde
den Antrag auf den Erhéhungsbetrag zur Familienbeihilfe fir den Zeitraum Oktober 2019 bis
Mai 2023 abgewiesen, weil laut Gutachten des Sozialministeriumservice der Grad der
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Behinderung von 50% erst ab Juni 2023 bescheinigt worden sei. Der Beschwerdefihrerin sei
dieses Gutachten nicht (ibermittelt worden, sodass ihr Recht auf Parteiengehor verletzt
worden sei und derzeit nur vermutet werden kénne, dass die willkirliche Festlegung auf Juni
2023 auf einem Ambulanzbrief des ***KH1*** vom 23. Juni 2023 und 8. September 2023
beruhe, mit dem die genetische Ursache erstmals bestéatigt worden sei. Nun kdnne aber jener
Zeitpunkt, an dem die genetische Ursache der Diagnose endgiiltig abgeklart werde, keine
Auswirkungen auf die Voraussetzungen des § 8 Abs. 5 FLAG 1967 haben, der auf eine
andauernde Funktionsbeeintrachtigung abstelle, die selbstverstandlich auch schon vor der
genetischen Untersuchung vorgelegen sei, seien es doch die auffallende Muskelschwache und
motorischen Einschrankungen gewesen, die GUberhaupt erst zur genetischen Abklarung Anlass
gegeben hatten.

Auch wenn die belangte Behdrde grundsatzlich an das Gutachten des Sozialministeriumservice
gebunden sei, habe sie es doch auf Vollstandigkeit und Schlissigkeit zu prifen. Aufgrund der
aktenkundigen Tatsache, dass sich der Antrag der Beschwerdefiihrerin auf eine seit Geburt
bestehende Erkrankung stiitze, hatte die belangte Behoérde die willkirliche Festlegung des GdB
von 50% auf Juni 2023 hinterfragen bzw. der Beschwerdefiihrerin Gelegenheit geben miissen,
die Schlissigkeit des Gutachtens substantiiert zu widerlegen, was jedoch nicht der Fall
gewesen sei, weshalb friihere Ambulanzberichte mit derselben Diagnose (z.B. vom Feb. 2023)
unbeachtet geblieben seien.

Der Beschwerde beigefligt wurde ein Gutachten einer allgemein beeideten und gerichtlich
zertifizierten arztlichen Sachverstandigen vom 2. Mai 2024 zu einer beim Landesgericht Linz
anhangigen Sozialrechtsangelegenheit.

Das Finanzamt gab in der Folge mit Beschwerdevorentscheidung vom 23. Juli 2024 der
Beschwerde teilweise Folge, da laut einem weiteren Gutachten des Sozialministeriumservice
vom 15. Juli 2024 beim Sohn der Bf. eine erhebliche Behinderung im Sinne des FLAG 1967 ab
Februar 2023 festgestellt worden sei.

Mit Schriftsatz vom 22. August 2023 beantragte die Bf. die Entscheidung liber die Beschwerde
durch das Bundesfinanzgericht. In Erganzung zur Beschwerde wurde im Vorlageantrag im
Wesentlichen Folgendes vorgebracht:

1. Im Rahmen des Beschwerdevorentscheidungsverfahrens habe die belangte Behorde ein
neues Gutachten des Sozialministeriumservice eingeholt. In diesem Gutachten vom 15. Juli
2024 werde lediglich ausgefiihrt, dass der Grad der Behinderung von 50% rickwirkend mit
Februar 2023 anzunehmen sei, da ein Befundbericht des ***KH1*** (******) (iber einen
ambulanten Besuch am 18. Februar 2023 vorliege, jedoch keine arztlichen Befunde zu einem
friiheren Zeitpunkt.

2. Der Sohn der Beschwerdefiihrerin leide an einer genetisch bedingten Krankheit (RYR1-
assoziierte kongenitale Myopathie). Dieser Gendefekt duBere sich vor allem in einer
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fortschreitenden Muskelschwache und Hypotonie. Charakteristisch fiir diese Erkrankung sei
der progrediente Charakter der muskuldaren Schwache und Gedeihstérung.

3. Die behandelnde Oberarztin des ***KH1***, auf dessen Ambulanzbericht vom Februar 2023
der Sachverstandige des Sozialministeriumservice die riickwirkende Anerkennung des GdB von
50% stitze, habe bestatigt, dass der Sohn der Beschwerdefiihrerin erstmals im Jahr 2023 in der
neuropadiatrischen Ambulanz untersucht worden sei - weil die motorischen
Entwicklungsstufen nur verzégert erreicht worden seien und die motorische Entwicklung
auffallig und nicht altersgemald gewesen sei.

Dariber hinaus werde auch bestatigt, dass es sich bei der Erkrankung um eine angeborene,
genetische Storung handle, die von Geburt an mit einer chronischen, langsam progredienten
Muskelerkrankung (in Form einer proximal betonten Muskelschwache) einhergehe.

4. Es sei bereits in der Beschwerde vom 05. Juni 2024 darauf hingewiesen worden, dass die
Voraussetzungen des § 8 Abs. 5 FLAG 1967 auf die andauernde Funktionsbeeintrachtigung
abstellen wiirden und nicht auf jenen Zeitpunkt, an dem erstmals eine endgiltige Diagnose
gestellt werden kénne. Im Gutachten des Sozialministeriumservice vom 15. Juli 2024 werde
aber die Frage, ab wann es aufgrund der verzégerten motorischen Entwicklung von ***[ ***
tatsachlich zu Funktionsbeeintrachtigungen im AusmaR eines GdB von 50% gekommen sei,
Uberhaupt nicht behandelt bzw. gebe es keine Ausfiihrungen dazu, ob vor dem Februar 2023
auch Funktionsbeeintrachtigungen vorgelegen seien, die eventuell die 50%-Grenze nicht
erreichen wirden.

5. Der Behinderungsgrad hange selbst bei einem gleichbleibenden Krankheitsbild auch vom
Alter des Kindes ab; das Ausmal’ eines Entwicklungsriickstandes stelle sich je nach Alter des
Kindes unterschiedlich dar, weshalb das Ausmal’ eines Entwicklungsriickstandes immer im
Vergleich zum Entwicklungsstand gleichaltriger gesunder Kinder zu sehen sei (vgl. Lenneis in
Lenneis/Wanke (Hrsg.), FLAG, 2. Auflage (2020), § 8, Rz 10 - 35). Zu diesem Themenkreis
enthalte das Gutachten des Sozialministeriumservice vom 15. Juli 2024 aber tberhaupt keine
Ausfihrungen. Es gebe keine Analyse, ab welchem Alter bei einem gesunden Kind welche
motorischen Fahigkeiten normalerweise vorliegen wiirden und wie sich eine langsam
fortschreitende Muskelschwache auf die Entwicklung des Kindes auswirke.

Die Tatsache, dass erstmals im Februar 2023 eine Untersuchung von ***K *** erfolgt sei,
bedeute nicht, dass auch die Funktionsbeeintrachtigung erstmals im Februar 2023 aufgetreten
sei. Vielmehr sei gerade der Entwicklungsriickstand im motorischen Bereich der Grund
gewesen, warum der Sohn der Beschwerdefiihrerin im Krankenhaus untersucht worden sei.

6. Die Beschwerdefiihrerin habe beim behandelnden Kinderarzt sowie bei den Mutter-Kind-
Pass-Untersuchungen immer wieder auf die verzogerte motorische Entwicklung ihres Sohnes
hingewiesen; leider seien diese Symptome aber nicht befundmaRig oder im Mutter-Kind-Pass
festgehalten worden, sodass keine fritheren Befunde vorhanden seien.
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Dies bedeute aber nicht zwangslaufig, dass auch die Funktionsbeeintrachtigung im Ausmalf’ von
50% erst ab diesem willklrlichen Zeitpunkt der diagnostischen Erstabklarung vorgelegen sei.
Bei der Erkrankung von ***K.*** handle es sich nicht um eine pl6tzlich auftretende
Verschlechterung des Gesundheitszustandes, sondern um eine langsam voranschreitende
Muskelschwache, die dazu fiihre, dass das Kind im Bereich der
Oberarme/Oberschenkel/oberer Thorax keine Stabilitat entwickle, so dass er nur mit aulRerster
Anstrengung wenige Stiegen steigen kdnne, zu wenig kaue, Schluckprobleme habe, schnell
auBer Atem komme und ermiide und bei jeder noch so geringen kérperlichen Anstrengung in
Atemnot gerate.

Ein erfahrener Arzt konne aufgrund des Krankheitsbildes im Vergleich zum Entwicklungsstand
eines gesunden Kindes sicherlich festlegen, ab welchem Alter es mit diesen Symptomen
tatsachlich zu Beeintrachtigungen im Ausmaf von 50% gekommen sei - allerdings fehle diese
Feststellung im Gutachten des Sozialministeriumservice.

7. Die Voraussetzungen des § 8 Abs. 5 FLAG 1967 seien zwingend durch eine Bescheinigung des
Sozialministeriumservice nachzuweisen. Die belangte Behdrde und auch das
Bundesfinanzgericht seien grundsatzlich an die Feststellungen dieses Gutachtens gebunden;
allerdings seien sie sehr wohl berechtigt, die Vollstandigkeit und Schlissigkeit des Gutachtens
zu hinterfragen.

Insbesondere das Bundesfinanzgericht habe die Beweiskraft (iSv Nachvollziehbarkeit und
Schlissigkeit) des Gutachtens zu prifen und erforderlichenfalls fiir eine Ergdnzung zu sorgen
(VWGH 13.12.2012, 2009/16/0325).

Vor dem Hintergrund, dass das Gutachten des Sozialministeriumservice vom 15. Juli 2024 jede
Auseinandersetzung mit der Frage des Zeitpunktes des tatsachlichen Vorliegens einer
Funktionsbeeintrachtigung im AusmaR von 50% vermissen lasse, und somit die riickwirkende
Einschatzung des Behinderungsgrades von 50% willkiirlich erfolgt sei, werde eine
Gutachtensergdanzung unumganglich sein.

Das Finanzamt legte die Beschwerde samt den Verfahrensakten mit Vorlagebericht vom
13. September 2024 dem Bundesfinanzgericht vor.

In der mindlichen Verhandlung am 8. Mai 2025 stellte die Bf. die Vorlage eines weiteren
arztlichen Gutachtens in Aussicht und verzichtete auf die Fortfliihrung der miindlichen
Verhandlung.

Im weiteren Verfahren wurde daraufhin eine Stellungnahme der behandelnden Oberarztin des
¥EXKH1***, vom 26. Juni 2025 betreffend ,,Ansuchen um erhéhte Familienbeihilfe riickwirkend
bis zur Geburt” sowie ein Ambulanzbrief vom 26. Juni 2025, ***KH1***, ambulanter Besuch
am 10. Juni 2025, vorgelegt.

In der genannten Stellungnahme vom 26. Juni 2025 heilkt es auszugsweise:
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Ansuchen um erhéhte Familienbeihilfe riickwirkend bis zur Geburt
Sehr geehrte Damen und Herren!

Bei meinem Patienten, ¥****xx*xxx*xxx \wyrde im Alter von 3 1/2 Jahren in unserer
neuropddiatrischen Ambulanz eine kongenitale Myopathie bei RYR1-Genetik diagnostiziert. Es
handelt sich dabei um eine seltene progrediente Muskelerkrankung, die vor allem die
proximalen Muskelanteile im Hiift-, Bein- und Schultergiirtelbereich betrifft und zu einer
allgemeinen Muskelschwdche fiihrt.

Zum Zeitpunkt der Erstuntersuchung im Juni 2023 waren bereits deutliche Hinweise fiir eine
Muskelschwdche zu sehen, die im Verlaufe schlechter geworden ist. Riickblickend gab es bereits
im Sduglingsalter Probleme, die sich sowohl auf die Kérpermotorik, als auch auf die
Schluckmotorik bezogen haben. Immer wieder wurden Schluckschwierigkeiten mit
Hustenattacken sowie Affektkréimpfe auffillig. Zudem war eine gewisse motorische Tréigheit
bei ***K.*** beobachtet worden mit hdufiger Verwendung des Rutschautos und wenig Anreiz
zum Krabbeln oder Gehen. Trotzdem wurden die Grenzsteine der Entwicklung im Laufen mit
etwa 15-16 Monaten noch im Normbereich erworben. Das Gangbild von ***K.*** war fiir die
Eltern aber immer auffdllig und wurde auch zunehmend etwas schlechter.

Bei der RYR1-kongenitalen Myopathie (Central Core Disease) handelt es sich eindeutig um eine
genetische Ursache, die sich im Verlauf langsam verschlechtert, zwischenzeitlich auch stabile
Phasen hat. Regelmdfige neuropddiatrische Kontrollen sind notwendig, da durch die
ausgeprégte Muskelhypotonie und -schwdiche insbesondere Skelettverdnderungen wie Skoliose
und Hiiftluxation aber auch Schluckstérung und Atemprobleme rechtzeitig behandelt werden
miissen. Hilfsmittelversorgung und bei Bedarf interdisziplindre MafSnahmen miissen somit
rechtzeitig in die Wege geleitet werden.

Ein besonderes Risiko ist bei dieser Erkrankung die maligne Hyperthermie, die im Sinne von
Narkosezwischenfillen schwerwiegend sein kann, weswegen auch ein Notfallpass ausgestellt
wurde.

Aus medizinischer Sicht ist im Fall meines Patienten die Zuerkennung der erhéhten
Familienbeinhilfe riickwirkend bis zur Geburt jedenfalls gerechtfertigt, da eine spditere
Diagnosestellung nicht bedeutet, dass keine klinischen Auffdlligkeiten vorhanden waren, viel
mehr wurden bereits vorhandene klinische Symptome nicht richtig eingeordnet und erkannt.
Dies war bei meinem Patienten, ***K.***, der Fall, da die Eltern schon friiher auf Abklédrungen
gedrdngt hatten, in ihrer Sorge aber lange nicht ernst genommen wurden, weshalb sie von sich
aus einen Termin an unserer neuropddiatrischen Ambulanz erbeten haben.

Ich bitte dringend um positive Erledigung des Ansuchens.

Bei Fragen stehe ich gerne zur Verfligung.“
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Aufgrund der Vorlage der angefiihrten Beweismittel beauftragte das Bundesfinanzgericht das
Finanzamt gemal § 269 Abs. 2 BAO, ein die bisherigen Gutachten erganzendes arztliches
Sachverstandigengutachten des Bundesamtes fiir Soziales und Behindertenwesen
(Sozialministeriumservice) zur Frage einzuholen, ob und ab welchem Zeitpunkt im Zeitraum ab
der Geburt im Oktober 2019 bis einschlieRlich Janner 2023 beim Kind der Bf. eine erhebliche
Behinderung iSd § 8 Abs. 5 FLAG 1967 (Grad der Behinderung mindestens 50 v.H.) vorlag.

In der Folge wurde ein weiteres arztliches Gutachten des Bundesamtes fiir Soziales und
Behindertenwesen (Aktengutachten vom 11. September 2025, VOB: ***GA3***) zur
Feststellung des Zeitpunktes des Eintritts einer erheblichen Behinderung iSd § 8 Abs. 5

FLAG 1967 erstellt.

Mit Beschluss vom 16. September 2025 gab das Bundesfinanzgericht der Bf. die Gelegenheit,
zum Letztgutachten Stellung zu nehmen. Eine AuRerung der Bf. unterblieb.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Das Bundesfinanzgericht sieht es aufgrund der arztlichen Sachverstandigengutachten des
Bundesamtes fiir Soziales und Behindertenwesen (Sozialministeriumservice) vom 15. Juli 2024,
VOB: *¥**GA2*** und vom 11. September 2025, VOB: ***GA3***, als erwiesen an, dass beim
Kind ***K.*** VNR: ¥******** hinsichtlich der beschwerderelevanten Zeitréaume Oktober
2019 bis Janner 2023 ein Grad der Behinderung von 30 v.H. und hinsichtlich der Zeitrdaume
Februar 2023 bis Mai 2023 ein Grad der Behinderung von 50 v.H. und somit eine erhebliche
Behinderung im Sinne des § 8 Abs. 5 FLAG 1967 vorliegt.

2. Beweiswiirdigung

Der Verfahrensgang und der dargestellte Sachverhalt ergeben sich aus den vom Finanzamt
vorgelegten Verwaltungsakten, aus dem nachstehend angefiihrten arztlichen
Sachverstandigengutachten sowie aus den Angaben und Vorbringen der beschwerdeflihrenden

Partei.

Der Grad der Behinderung ist vor der Beschwerdevorlage an das Bundesfinanzgericht durch
folgende arztliche Gutachten des Bundesamtes fiir Soziales und Behindertenwesen, BASB
Landesstelle OO (Sozialministeriumservice) festgestellt worden:

3. Dezember 2023, VOB: ***GA1***; GdB 50 v. H. ab 06/2023, und

15. Juli 2024, VOB: ***GA2***; GdB 50 v. H. ab 02/2023

Im zuletzt angefiihrten Sachverstandigengutachten (Aktengutachten) vom 15. Juli 2024 heil3t

es (auszugsweise):
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Zusammenfassung relevanter Befunde (inkl. Datumsangabe):
***Dr1*** FA f. AM vom 2.5.2024: Pflegegeldgutachten Landesgericht:
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Befundbericht ***KH1*** **x*x* /Apt f Kinder- und Jugendheilkunde - ambulanter Besuch am

18.02.2023:

Diagnose: kongenitale Myopathie, proximale Muskelschwéiche im Rahmen der

Grunderkrankung, grenzwertige Dystrophie (BMI 14,94).

Behandlung/en / Medikamente / Hilfsmittel:
laufende Ergotherapie, Physiotherapie, Logopddie Reha-Buggy

Ergebnis der durchgefiihrten Begutachtung:

Lfd. Bezeichnung der kérperlichen, geistigen oder sinnesbedingten Funktions- Pas.Mr. Gdb %
Mr. einschrankungen, welche voraussichtlich l[anger als sechs Monate andavern

werden:

Begrindung der Rahmensatze:
1 kongenitale Myopathie mit Muskelschwiéche im Rahmen eines RYR1- 04.07.02 | 50

Syndroms

5o % aufgrund der deutlichen Einschrankung, des erhdhten Forder- und

Zuwendungsbedarfes

Gesamtgrad der Behinderung sov. H.

Begriindung fiir den Gesamtgrad der Behinderung:
Leiden in Pkt. 1 bestimmt den Gesamtgrad von 50 %.

Folgende beantragten bzw. in den zugrunde gelegten Unterlagen diagnostizierten

Gesundheitsschédigungen erreichen keinen Grad der Behinderung:

Keine Befunddnderung gegendiiber der Letztuntersuchung, daher weiterhin Beurteilung mit 50 %

Stellungnahme zu Vorgutachten:
Der Gesamtgrad der Behinderung bleibt gleich bei 50 %.

Der festgestellte Grad der Behinderung wird voraussichtlich mehr als 6 Monate andauern:

ja
GdB liegt vor seit: 02/2023

Begriindung - GdB liegt riickwirkend vor:
Befundbericht ***KH1*** ****x* /Apt f. Kinder- und
Jugendheilkunde - ambulanter Besuch am 18.02.2023

Davor sind keine drztlichen Befunde vorhanden.
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0 Daverzustand

Nachuntersuchung: in 3 Jahren

Anmerkung hins. Nachuntersuchung:
Entwicklungskontrolle mit genetischen Befund und Entwicklungsneurologischen Kontrollbefund

Gutachten erstellt am 15.07.2024 von ***Dr2***
Gutachten vidiert am 19.07.2024 von ***Dr3***“

Im bereits erwdhnten Letztgutachten (Aktengutachten vom 11. September 2025,
VOB: ***GA3***) heillt es auszugsweise:

ol

[...]
Ansuchen um erhodhte Familienbeihilfe ab Geburt gerechtfertigt, angeborene
Muskelerkrankung, langsame Progredienz, schon als Sdugling eindeutige motorische
Auffilligkeiten.

Diagnosestellung verspidtet erfolgt weil bereits vorhandene klinische Symptome nicht
richtig erkannt und eingeordnet wurden.

[...]
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Ergebnis der durchgefiihrten Begutachtung:

Lfd. Bezeichnung der korperlichen, geistigen oder sinnesbedingten Funktions- Pos.Mr. Gdb %
Nr. einschrankungen, welche voraussichtlich langer als sechs Monate andauern

werden:

Begrindung der Rahmensatze:
1 Kongenitale Myopathie; 04.07.02 | 50

RYR1-Mutation, proximale Muskelschwache (Rumpf, Hiften,
Oberschenkel), langsame Progredienz der bereits im Sauglingsalter
vorhandenen Symptome, Koordinations- und Balanceunsicherheit,
intensive Therapien, Hilfsmittel.

Gesamtgrad der Behinderung gov. H.

Begrindung fiir den Gesamtgrad der Behinderung:
Das Leiden Nummer 1 bestimmt den Gesamtgrad der Behinderung.

Folgende beantragten bzw. in den zugrunde gelegten Unterlagen diagnostizierten
Gesundheitsschadigungen erreichen keinen Grad der Behinderung:
Keine.

Stellungnahme zu Vorgutachten:
Gleichbleibende Gesundheitsschadigungen und gleichbleibender Gesamtgrad der Behinderung (5o
B4).

Der festgestellte Grad der Behinderung wird voraussichtlich mehr als 6 Monate andavern:
Eja [ nein

GdB liegt vor seit: 02/2023
GdB 30 liegt vor seit: 10/z019

Begriindung - GdB liegt riickwirkend vor:

Riickwirkende Anerkennung GdB 30% ab Geburt entsprechend der beschriebenen
Auffilligkeiten jedoch ohne erhebliche Einschriinkungen.

Riickwirkende Anerkennung GdB 50% wie bereits im Vorgutachten festgestellt ab Vorliegen
aussagekrdftiger Fachbefunde - ab 02/2023 aufgrund ab diesem Zeitpunkt beschriebener
proximaler Muskelschwdche im Rahmen der Grunderkrankung und grenzwertiger Dystrophie
(BMI 14,94).

Der GdB von 50% wird ab diesem Zeitpunkt nicht alleine aufgrund der Einschrdnkungen sondern
insbesondere auch aufgrund des therapeutischen Aufwandes dazu und der ab diesem Zeitpunkt
regelmdfligen Verlaufskontrollen entsprechend der EVO festgestellt.

[..]
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Gutachten erstellt am 11.09.2025 von ***Dr4***
Gutachten vidiert am 16.09.2025 von ***Dr3***“

Im Beschwerdefall ist unstrittig, dass fir die Bf. flr die Zeitrdume ab Februar 2023 aufgrund
der erheblichen Behinderung ihres Sohnes im Sinne des § 8 Abs. 5 FLAG 1967 ein Anspruch auf
erhéhte Familienbeihilfe besteht.

Strittig ist, ob ein Anspruch auf Gewahrung des Erh6hungsbetrages zur Familienbeihilfe wegen
erheblicher Behinderung auch fiir die Zeitradume ab der Geburt ihres Sohnes im Oktober 2019
bis einschlielich Janner 2023 besteht.

In den medizinischen Sachverstandigengutachten nach der Einschatzungsverordnung
(Aktengutachten) vom 15. Juli 2024 und 11. September 2025 stellten die Gutachter beim Sohn
der Bf. als Ergebnis der durchgefiihrten Begutachtung die dort naher angefiihrten
Funktionseinschrankungen fest. Der Grad der Behinderung wurde ab Februar 2023 mit 50 v. H.
bestimmt. Dass es sich beim Sohn der Bf. um ein Kind handelt, das voraussichtlich dauernd
auBerstande ist, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen, wurde in den erwdhnten Gutachten
nicht festgestellt.

Die medizinischen Sachverstandigen haben samtliche von der Bf. vorgelegten Befunde und
Unterlagen bericksichtigt.

Sie stutzten die riickwirkende Anerkennung des Grades der Behinderung von 50 v.H. mit
Februar 2023 auf den ,,Befundbericht ***KH1*** ****** /At f Kinder- und Jugendheilkunde
- ambulanter Besuch am 18.02.2023“ und stellten fest, dass fur die Zeitraume davor keine
arztlichen Befunde vorhanden sind. Im Letztgutachten ist dazu auch angefiihrt, dass der GdB
von 50% ab diesem Zeitpunkt nicht alleine aufgrund der Einschrankungen sondern
insbesondere auch aufgrund des therapeutischen Aufwandes dazu und der ab diesem
Zeitpunkt regelmaRigen Verlaufskontrollen entsprechend der EVO festgestellt worden sei.

Auch die Bf. raumt etwa im Vorlagebericht unter Punkt 6. ein, dass sie zwar beim
behandelnden Kinderarzt sowie bei den Mutter-Kind-Pass-Untersuchungen immer wieder auf
die verzégerte motorische Entwicklung ihres Sohnes hingewiesen habe, die Symptome aber
nicht befundmaRig oder im Mutter-Kind-Pass festgehalten worden seien, sodass keine
friheren Befunde vorhanden seien.

Nach dem eindeutigen Wortlaut der gesetzlichen Bestimmung in § 8 Abs. 5 FLAG 1967 ist eine
»erhebliche Behinderung" nicht nach der zugrundeliegenden Ursache, sondern nach der
vorhandenen Funktionsbeeintrachtigung zu beurteilen. Auch nach § 1 der
Einschatzungsverordnung ist unter Behinderung die ,,Auswirkung” der
Funktionsbeeintrachtigung zu verstehen und ist das AusmaR dieser Auswirkungen als Grad der
Behinderung zu beurteilen.
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Im Beschwerdefall steht aulSer Streit, dass beim Sohn der Bf. eine angeborene, genetisch
bedingte, langsam progrediente Muskelerkrankung (RYR1-assoziierte kongenitale Myopathie)
vorliegt, die mit einer proximal betonten Muskelschwache einhergeht und bei der auch ein
erhohtes Risiko fiir eine maligne Hyperthermie (schwere Narkosezwischenfille) besteht.

Dies dandert jedoch nichts daran, dass sich der Grad der Behinderung auch hinsichtlich seiner
zeitlichen Festlegung, also ab wann der jeweilige Grad der Behinderung vorliegt, nicht nach der
urspringlichen Ursache, sondern nach der jeweils (je nach Alter) vorhandenen
Beeintrachtigung richtet. Die angeborene Erkrankung ist daher nicht dem Eintritt einer bereits
erheblichen Behinderung gleichzuhalten (vgl. auch BFG 12.5.2021, RV/3100566/2020).

Der Argumentation der Bf., das Gutachten des Sozialministeriumservice vom 15. Juli 2024 lasse
jede Auseinandersetzung mit der Frage des Zeitpunktes des tatsachlichen Vorliegens einer
Funktionsbeeintrachtigung im AusmaR von 50% vermissen und somit sei die riickwirkende
Einschatzung des Behinderungsgrades von 50% willklrlich erfolgt, kommt daher keine

Berechtigung zu.

Der Verwaltungsgerichtshof stellte im Erkenntnis VWGH 2.7.2015, 2013/16/0170, fest, dass
eine Behinderung iSd § 8 Abs. 5 FLAG 1967 mit einen Grad von mindestens 50 v.H. durchaus
die Folge einer Krankheit sein kénne, die schon seit langerem vorliege (bei angeborenen
Krankheiten oder genetischen Anomalien etwa seit Geburt), sich jedoch erst zu einem spateren
Zeitpunkt manifestiere. Erst wenn diese Krankheit zu einer derart erheblichen Behinderung
fuhre, welche einen Grad von mindestens 50 v.H. aufweise, sei der Tatbestand des § 8 Abs. 5
FLAG 1967 erfiillt. Mithin komme es weder auf den Zeitpunkt an, zu dem sich eine Krankheit
als solche duBere, noch auf den Zeitpunkt, zu welchem diese Krankheit zu (irgend) einer
Behinderung fiihre. MaRgeblich sei der Zeitpunkt, zu dem diejenige Behinderung (als Folge der
allenfalls schon langer bestehenden Krankheit) eintrete, welche einen Grad von mindestens
50 v.H. erreiche (vgl. auch VWGH 20.11.2014, Ra 2014/16/0010, VwWGH 30.03.2017,

Ra 2017/16/0023).

Die Bf. steht auf dem Standpunkt, dass ein erfahrener Arzt aufgrund des Krankheitsbildes im
Vergleich zum Entwicklungsstand eines gesunden Kindes sicherlich festlegen kénne, ab
welchem Alter es mit diesen Symptomen tatsachlich zu Beeintrachtigungen im AusmaR von
50% gekommen sei, und riigt, dass eine solche Feststellung im Gutachten des
Sozialministeriumservice fehle. Es gebe keine Analyse, ab welchem Alter bei einem gesunden
Kind welche motorischen Fahigkeiten normalerweise vorliegen wiirden und wie sich eine
langsam fortschreitende Muskelschwéche auf die Entwicklung des Kindes auswirke.

Dem ist entgegenzuhalten, dass die Parteien die Moglichkeit haben, Unvollstandigkeiten und
Unschlissigkeiten eines Gutachtens im Rahmen des Verfahrens der Behérde oder dem
Verwaltungsgericht aufzuzeigen oder einem Gutachten (etwa durch Beibringung eines eigenen
Gutachtens) auf gleicher fachlicher Ebene entgegenzutreten (vgl. VwWGH 4.7.2016,
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Ra 2016/04/0057). Es entspricht der standigen Rechtsprechung des VWGH, dass durch die
Vorlage von Privatgutachten oder weiterer Befunde die Schlissigkeit der vom

Sozialministeriumservice eingeholten Gutachten widerlegt werden kénnte
(z.B. VWGH 22.12.2011, 2009/16/0307).

Die Bf. nahm im Verfahren vor dem Bundesfinanzgericht diese Moglichkeit wahr und legte eine
Stellungnahme der behandelnden Oberarztin des ***KH1***, vom 26. Juni 2025, die auch im
Letztgutachten des Sozialministeriumservice bericksichtigt wurde, vor.

Die Stellungnahme zeigt jedoch nicht auf, dass der arztliche Sachverstandige des
Sozialministeriumservice im Letztgutachten vom 11. September 2025 zum Ergebnis hatte
kommen mussen, dass beim Sohn der Bf. bereits in den Zeitrdumen vor Februar 2023 eine
erhebliche Behinderung im Sinne des § 8 Abs. 5 FLAG 1967 vorlag. Das Letztgutachten steht
nicht im Widerspruch zu den in der Stellungnahme dargestellten Beeintrachtigungen, da im
Gutachten die Progredienz der bereits im Sduglingsalter vorhandenen Symptome sowie die
Beeintrachtigung der Kérpermotorik (Koordinations- und Balanceunsicherheit) als ,,Ergebnis
der durchgefiihrten Begutachtung” auch angefiihrt sind.

Das Ausmal’ der Funktionseinschrankungen kann sich bei einem langsam progedienten Verlauf
der Muskelerkrankung abhangig vom Alter des Kindes verschieden darstellen, da die jeweils zu
beherrschenden und erwarteten Fahigkeiten des Kindes sich altersbedingt voneinander
unterscheiden. In der vorgelegten arztlichen Stellungnahme vom 26. Juni 2025 ist etwa auch
angefiihrt, dass vom Kind der Bf. die Grenzsteine der Entwicklung im Laufen mit etwa 15-16

Monaten noch im Normbereich erworben worden seien.

Liegen keine aussagekraftigen Befunde fiir bestimmte vergangene Zeitrdume vor, ist es einem
Gutachter in der Regel nicht méglich, fir solche Zeitraume das Vorliegen einer erheblichen
Behinderung festzustellen. Ein Sachverstandiger kann in derartigen Fallen lediglich auf Grund
von Indizien in Verbindung mit seinem spezifischen Fachwissen Riickschliisse ziehen, zu
welchem Zeitpunkt eine erhebliche Behinderung im Sinne des § 8 Abs. 5 FLAG 1967
eingetreten ist.

Vor diesem Hintergrund ist es jedoch nicht als unschliissig anzusehen, dass sich die
medizinischen Sachverstindigen des Sozialministeriumservice auf die von der Bf. vorgelegten
Befunde stiitzten und eine riickwirkende Anerkennung des Gesamtgrades der Behinderung von
mindestens 50 v.H. nicht erst mit der Erstbegutachtung am 22. November 2023 annahmen,
sondern aufgrund des vorgelegten , Befundberichts ***KH1*** ****** /Apt f. Kinder- und
Jugendheilkunde - ambulanter Besuch am 18.02.2023“ mit Februar 2023.

Die Sachverstandigen im Sozialministeriumservice bezogen bei ihrer Diagnoseerstellung bzw.
fir die Feststellung der erheblichen Behinderung neben ihrem Fachwissen alle vorgelegten
Befunde ein, sodass sich die Sachverstandigengutachten auch als vollstandig erweisen.
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Auch das Bundesfinanzgericht sieht es daher als erwiesen an, dass beim Sohn der Bf. fiir die
Zeitraume Oktober 2019 bis Janner 2023 ein Grad der Behinderung von 30 v.H. und fiir die
Zeitrdaume ab Februar 2023 ein Grad der Behinderung von mindestens 50 v.H. und somit eine
erhebliche Behinderung im Sinne des § 8 Abs. 5 FLAG 1967 vorliegt.

3. Rechtslage

GemaR § 2 Abs. 1 lit. a Familienlastenausgleichsgesetz 1967 - FLAG 1967 haben Personen, die
im Bundesgebiet einen Wohnsitz oder ihren gewdhnlichen Aufenthalt haben, Anspruch auf
Familienbeihilfe flir minderjahrige Kinder.

Der einer Person zustehende Betrag an Familienbeihilfe bestimmt sich gemal} § 8 Abs. 1 FLAG
1967 nach der Anzahl und dem Alter der Kinder, fir die ihr Familienbeihilfe gewahrt wird, und
wird danach abgestuft im § 8 Abs. 2 FLAG 1967 naher festgelegt.

GemaR § 8 Abs. 4 FLAG 1967 erhoht sich die Familienbeihilfe fir jedes Kind, das erheblich
behindert ist.

Als erheblich behindert gilt ein Kind, bei dem eine nicht nur voriibergehende
Funktionsbeeintrachtigung im korperlichen, geistigen oder psychischen Bereich oder in der
Sinneswahrnehmung besteht. Als nicht nur voriibergehend gilt ein Zeitraum von
voraussichtlich mehr als sechs Monaten. Der Grad der Behinderung muss mindestens 50 vH
betragen, soweit es sich nicht um ein Kind handelt, das voraussichtlich dauernd auRerstande
ist, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen. Fiir die Einschatzung des Grades der Behinderung
sind § 14 Abs. 3 des Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBI. Nr. 22/1970, in der jeweils
geltenden Fassung, und die Verordnung des Bundesministers fir Arbeit, Soziales und
Konsumentenschutz betreffend ndahere Bestimmungen lber die Feststellung des Grades der
Behinderung (Einschatzungsverordnung) vom 18. August 2010, BGBI. Il Nr. 261/2010, in der
jeweils geltenden Fassung anzuwenden. Die erhebliche Behinderung ist spatestens alle fiinf
Jahre neu festzustellen, wenn nach Art und Umfang eine mégliche Anderung zu erwarten ist
(§ 8 Abs. 5 FLAG 1967).

Der Grad der Behinderung oder die voraussichtlich dauernde Unfahigkeit, sich selbst den
Unterhalt zu verschaffen, ist vom Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen
(Sozialministeriumservice) dem Finanzamt Osterreich durch eine Bescheinigung auf Grund
eines arztlichen Sachverstandigengutachtens nachzuweisen. Die Kosten fir dieses arztliche
Sachverstandigengutachten sind aus Mitteln des Ausgleichsfonds fiir Familienbeihilfen zu
ersetzen. Das drztliche Sachverstandigengutachten ist vom Bundesamt fiir Soziales und
Behindertenwesen (Sozialministeriumservice) gegen Ersatz der Kosten aus Mitteln des
Ausgleichsfonds fur Familienbeihilfen an die antragstellende Person zu libermitteln, eine
Ubermittlung des gesamten &rztlichen Sachverstindigengutachtens an das Finanzamt
Osterreich hat nicht zu erfolgen. Der Nachweis des Grades der Behinderung in Form der
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Bescheinigung entfillt, sofern der Grad der Behinderung durch Ubermittlung der
anspruchsrelevanten Daten durch das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen
(Sozialministeriumservice) aufgrund des Verfahrens nach § 40 des Bundesbehindertengesetzes
(BBG), BGBI. Nr. 283/1990, zur Ausstellung eines Behindertenpasses, nachgewiesen wird (§ 8
Abs. 6 FLAG 1967).

GemaR § 10 Abs. 1 FLAG 1967 wird die Familienbeihilfe, abgesehen von den Fallen des § 103,
nur auf Antrag gewahrt; die Erhéhung der Familienbeihilfe fiir ein erheblich behindertes Kind
(§ 8 Abs. 4) ist besonders zu beantragen.

Nach Absatz 2 der bezeichneten Gesetzesstelle wird die Familienbeihilfe vom Beginn des
Monats gewahrt, in dem die Voraussetzungen fiir den Anspruch erfiillt werden. Der Anspruch
auf Familienbeihilfe erlischt mit Ablauf des Monats, in dem eine Anspruchsvoraussetzung
wegfallt oder ein AusschlieBungsgrund hinzukommt.

Die Familienbeihilfe und die erhdhte Familienbeihilfe fiir ein erheblich behindertes Kind (§ 8
Abs. 4) werden hochstens fur funf Jahre riickwirkend vom Beginn des Monats der
Antragstellung gewahrt. In Bezug auf geltend gemachte Anspriiche ist § 209 Abs. 3 der
Bundesabgabenordnung, BGBI. Nr. 194/1961, anzuwenden.

Flr einen Monat gebihrt Familienbeihilfe nur einmal (§ 10 Abs. 3 und 4 FLAG 1967).

Unter Behinderung im Sinne der Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010, ist nach
deren § 1 die Auswirkung einer nicht nur voribergehenden korperlichen, geistigen oder
psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu
verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft, insbesondere am
allgemeinen Erwerbsleben, zu erschweren. Als nicht nur voriibergehend gilt ein Zeitraum von
mehr als voraussichtlich sechs Monaten.

Gemal § 2 Abs. 1 der Einschatzungsverordnung sind die Auswirkungen der
Funktionsbeeintrachtigungen als Grad der Behinderung zu beurteilen. Der Grad der
Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeintrachtigung in festen Satzen oder
Rahmensatzen in der Anlage dieser Verordnung festgelegt.

4. Rechtliche Beurteilung

Strittig ist im Beschwerdefall, ob fiir die Bf. in den vom angefochtenen Bescheid umfassten
Zeitraumen ein Anspruch auf erhéhte Familienbeihilfe (§ 8 Abs. 4 FLAG 1967) besteht, weil ihr
Sohn erheblich behindert im Sinne des § 8 Abs. 5 FLAG 1967 ist.

Der gesetzlich festgelegte Anspruchszeitraum fir die Familienbeihilfe ist, wie sich dies den
Regelungen des § 10 Abs. 2 und 4 FLAG 1967 entnehmen lasst, der Monat.
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Der Spruch des angefochtenen Bescheides umfasst die Anspruchszeitraume Oktober 2019 bis
einschliellich Mai 2023.

Voraussetzung fir die Gewahrung des Erhohungsbetrages zur Familienbeihilfe ist das Vorliegen
einer erheblichen Behinderung im Sinne des § 8 Abs. 5 FLAG 1967 mit einem Grad von
mindestens 50 v.H.

Den Zeitpunkt des Eintritts einer erheblichen Behinderung hat die belangte Behérde in der
Beschwerdevorentscheidung aufgrund des ihr vorliegenden Sachverstandigengutachtens vom
15. Juli 2024, VOB: ***GA2***, mit Februar 2023 angenommen.

Durch die Bestimmung des § 8 Abs. 6 FLAG 1967 hat der Gesetzgeber die Feststellung des
Grades der Behinderung der eigenstandigen Beurteilung der Familienbeihilfenbehorden
entzogen und dafiir ein qualifiziertes Nachweisverfahren eingefiihrt, bei dem eine fir diese
Aufgabenstellung besonders geeignete Institution eingeschaltet wird und der arztliche
Sachverstand die ausschlaggebende Rolle spielt. Die Beihilfenbehdrden haben bei ihrer
Entscheidung jedenfalls von dieser durch arztliche Gutachten untermauerten Bescheinigung
auszugehen und kénnen von ihr nur nach entsprechend qualifizierter Auseinandersetzung
abgehen (VfGH 10.12.2007, B 700/07). Daraus folgt, dass de facto eine Bindung an die
Feststellungen der im Wege des Bundessozialamtes (Sozialministeriumservice) erstellten
Gutachten gegeben ist. Die Tatigkeit der Behérden hat sich daher im Wesentlichen auf die
Frage zu beschranken, ob die Gutachten als schliissig, vollstandig und nicht einander
widersprechend anzusehen sind (z.B. VWGH 27.9.2012, 2010/16/0261 mit Hinweis auf
VwGH 29.9.2011, 2011/16/0063, und VwWGH 22.12.2011, 2009/16/0307; Lenneis in
Lenneis/Wanke (Hrsg), FLAG?, § 8 Rz 29).

Auch das Bundesfinanzgericht hat somit fiir seine Entscheidung die vorliegenden arztlichen
Sachverstandigengutachten heranzuziehen, sofern diese als vollstandig und schliissig

anzusehen sind.

Wie sich aus den vorstehenden Ausflihrungen zur Beweiswiirdigung (Punkt 2.) ergibt erachtet
das Bundesfinanzgericht nach eingehender Befassung mit den vorliegenden Gutachten die
darin getroffenen Feststellungen als vollstandig, schliissig und nachvollziehbar.

Die belangte Behorde hat sich daher zu Recht an den in den Gutachten vom 15. Juli 2024,
VOB: *¥**GA2*** und vom 11. September 2025, VOB: ***GA3*** enthaltenen Zeitpunkt
gehalten, zu dem das Ausmal? der Funktionsbeeintrachtigungen des Sohnes der Bf. einen Grad
von 50 v.H. erreicht habe.

Aus den dargestellten Griinden war daher spruchgemaf zu entscheiden.
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5. Zulassigkeit einer Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Das vorliegende Erkenntnis beruht im Wesentlichen auf der Beweiswiirdigung, ob und in
welchen Zeitrdumen beim Kind der Bf. eine erhebliche Behinderung im Sinne des § 8 Abs. 5
FLAG 1967 vorliegt.

Weder die im Rahmen der freien Beweiswiirdigung getroffenen Feststellungen noch die
einzelfallbezogene rechtliche Beurteilung weisen eine Bedeutung auf, die Gber den
Beschwerdefall hinausgeht.

Die Revision ist daher gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht
von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt.

Linz, am 20. Oktober 2025

16 von 16



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtslage
	4. Rechtliche Beurteilung
	5. Zulässigkeit einer Revision



